
Anlage i4
(zu g 34 Absatz 4)

Formblatt für eine U nterstützun gsu ntersc h rift (Kreiswah lvorschlag)
Eine Unterschrift ist nur gültig, wenn sie der Untezeichner persönlich und handschriftlich geleistet hat. Zu
Kreiswahlvorschlägen von Parteien dürfen Unterschriften erst gesammelt werden, wenn der Wahlvorschlag
aufgestellt ist; vorher geleistete Unterschriften sind ungültig. Jeder Wahlberechtigte darf mit seiner Unter-
schrift nur einen Kreiswahlvorschlag unterstützen. Wer mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, macht

$ Verbindung mit S 107a des Strafgesetzbuches strafbar.sictyt
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Ausgegeben

325
Unterstützu n gsu nte.rsch rift

(vollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen)

(Nicht vom Untezeiqhner auszufüllen)

Bescheinigung des Wahlrechtsa)

Der/Die vorstehende Unterzeichne(in) ist Deutsche(r) im Sinne desArtikels 116Absatz 1 des Grundgeset-
zes. ErlSie erfülltdie sonstigen Voraussetzungen des $ 12 des Bundeswahlgesebes, ist nicht nach g 13 des
Bundeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausgeschlossen und im oben bezeichneten \A/ahlkreis wahlberechtigt.

Itl?7 P:lh
Die Gemeindebehörde

(Dienstsiegel)

Wird bei derAnforderung des amtlichen Formblatts der Nachweis erbracht, dass für den Bewerber im Melderegister
eine Auskunftsspere gemäß $ 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, wird anstelle seiner An-
schrift (Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift venrendet; die Angabe eines Postfachs genugt nicht.
Bei außerhalb der Bundesrepublik Deutschland lebenden Wahlberechtigten isl der Nachweis für die Wahlberechti-
gung durch die Angaben gemäß AnlaEe 2 und Abgabe einer Versicherung an Eides statt zu erbringen.
Wenn der Untezeichner die Bescheinigung seines Wahlrechts selbst einholen will, streichen.
Die Gemeindebehörde darf das Wahlrecht nur einmal für einen Kreiswahlvorschlag und. eine Landesliste beschei-
nigen; dabei darf sie nicht festhalten, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahl-
berechtisuns des untezeichners muss im Zeitpunkt der UntezeicT:ä"t""ff:ä,rt",11"","" 

auf der Rückseire
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Zusatz fürA
lch unterstütze hiermit durch meine Unterschrift
für den Fall der Nichtanerkennung der oben unter A genannten Vereinigung als Partei.den obigen Kreis-

wahlvorschlag als anderen Kreiswahlvorschlag unter dem Kennwort
(Kennwort des Kreiswahlvorschlages)

-

(Persönliche und handschrifdiche Unterschrift)



Anlage 14
(zu $ 34AbsaE 4)

des Form bt aft s fu r.ei ne tJ nterstütz ungsu ntersch rift rcd**,ff#i?"$
lnformationen zum Datenschuk

Für die mit lhrer UnterstüEungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten di€nfdazu, die Mindes2ahl von UnterstüLungsunterschriften
für Wahlvorschläge nach $ 20 Absa2.2 Bundeswahlgesetz und $ 20 Absatz 3 Bundeswahlgese?nachzuweisen.

. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von $ 1 Absatz 8 Bundesdatenschutz-
. gesetz in Verbindung mit Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g Datenschutz-Grund-'" verordnung in VerbiÄdung mit den $$ 19,.20,25 und 26 Bundeswahlgesetz und den SS Ai, Ss, SO BunJeiwaht-

2. Sie sind nicht verpflicfitet, lhre personenbezogenen Daten bereitzustellen.

lhre Unterstützungsunteischrift ftlr den Wahlvorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig.

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit,lhrer Untersttitzungsunterschrift angegebenön personenbezogenen
Däten istdie Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder der UnterstüEungsunterschriften sammelnde,Einzelbewerber($zonnsatz3BundeswahlgeseE)t'9.}gpgi::'l':P,:T:5.'.utis:.:|-t"ilp.p.tt,...'.

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften beim Kreiswahlleiter ist der Kleiswahlleiter (..........:.:.......

ffrr die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich.

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbescheini-
gung ist die Gemeindebehörde, bei der Sie mit lhrem HauptwohnsiE gemeldetsind.

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Kreiswahlausschuss (Postanschrift: c/o Kreiswahlleiter, siehe
oben Nummer 3).

lm Fälle einer Beschwer:dä gegen die Zurtlckweisung eines Kreiswahlvorschlages nach g 26 Absatz 2 Bundes-
wahlgese2 können auch der Landeswahlausschuss, der Landeswahlleiter ünd der Bunde-swahlleiter Empfänger
der personenbezogehen Daten sein.' ' lm Falle von Wahleinsprüchen können auch der Deutsche Bundestag, die sonstigen nach dem Wahlprüfungs-
gesetz am Verfahren Beteiligten sowie das Bundesverfaisungsgerichi, in änOereh pallen auch andere Gerichte
Empfänger der peisonenbezogenen Daten sein.

5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sictr nach S g0 AbsaE 2 Bundeswahlord-
nung: Formblätter mit Unterstützungsunterschriften für Wahlvorschläge sind nach Ablauf von sechs Monaten se1
der Wahl zu vernichten, wenn nicht dei Bundeswahlleiter mit Rrlcksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsver-
fahren etwas anderes anordnet odei sie f{rr die Strafuerfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftät von
Bedeutung sein können.

6. Nach S l AbsaE 8 BundesdatenschuEgesetz in Verbindung mitArtikel 15 DatenschuQ-Grundverordnung kön-
nen Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung lhrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen.

7. Nach $ 1 AbsaE I Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mitArtikel 16 Datenschuts-Grundverordnung kön-
nen Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung lhrer.personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird
lhreQnterstiitzungsunterschriftnichtzuriickgenommen.

8. Nach $ l Absaü I BundesdatönschuEgesötz in Verbindung mitArtikel 17 DatenschuE-Grundverordnung kön-
nen Sie von dem Verantwortlichen die unvezügliche Löschung lhrer personenbezogenen Daten verlangen, so-
weit lhre personenbezogenen Daten für die Zwecke, ftir die sie verarbeitetwurden nicht mehr notwendig sind und. die Speicherfrist abgelaufen ist, lhre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Ver-

. antwortliche zur Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird lhre Untersttltzungsunterschrift nicht zurtickgenommen. ,

9. Nach $ 1 AbsaE 8 Bundesdatenschutzgese2 in Verbindung mitArtikel 18 DatenschuE-Grundverordnung können
Sie von dem Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, sorveit lhie perso-
nenbezogenen Daten fl1r die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder lhre personen-
bezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann
verlangen, wenn Sie der:Auffassung sind, dass lhre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einenAntrag
auf .Einschränkung der Verarbeitung wird lhre UnterstUEungsunterschrift nicht zurückgenommen.

10. Beschwerden können Sie an den zusianOigen LandesdatenschuEbeauftragten rind gegebenenfalls an den Da-' 
tenschuEbeaufträgten des jeweils ftr die Datenverarbeitung Verantwortlichen (siehe oben Numrner 3) oder an
den Bunde5beauftragten ftlr den DatenschuE und die lnformationsfreiheit (Postanschrift: Der Bundesbeauftragte .

für den Datenschutz und die lnformationsfreiheit, Postfäch 1468, 53004Bonn; E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de)
richten.

11; Sie können diese lnformationen auch auf der Homepage des Bundeswahlleiters unter www.bundeswahlleiter.de
ansehen.

Name und Kontaktdaten sind von der Partei oder dem Einzelbewerber (S 20 Absatz 3 Bundeswahlgesetz) einzutragen
Kreiswahlleiter, Diensbtelle und Kontaktdaen des Kreiswahlleiters sind vom Kreiswahlleiter einzutragen.
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